Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4255 


03 . 02 . 93 


Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur Großen Anfrage der Abgeordneten Dr. Liesel Hartenstein, Haraid B. Schäfer 
(Offenburg), Klaus Lennartz, Hans Gottfried Bernrath, Lieselott Blunck, Dr. Ulrich 
Böhme (Unna), Marion Caspers*Merk, Dr. Marliese Dobberthien, Monika Ganseforth, 
Lothar Ibrügger, Susanne Kästner, Siegrun Klemmer, Walter Kolbow, Dr. Klaus 
Kübler, Ulrike Mehl, Michael Müller (Düsseldorf), Jutta Müller (Völklingen), Dietmar 
Schütz, Wolfgang Weiermann, Reinhard Weis (Stendal), Dr. Axel Wernitz, Dr. Peter 
Struck, Dr. Hans-Jochen Vogel und der Fraktion der SPD 
- Drucksachen 1 2/1224, 1 2/2490 - 


Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Sonderabfällen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

A. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Sonder abfallproblematik hat sich nicht entspannt. Neben 
dem reinen Mengenproblem, etwa 11 Mio. t allein in den alten 
Bundesländern, nehmen die Schadstoff gehalte über die Pro- 
dukte in den Abfällen ständig zu. Es fehlt nicht nur die Kennt- 
nis über Art und Menge der Sonderabfälle aufgrund eines 
mangelhaften Erfassungssystems, sondern es fehlt auch an 
notwendigen Behandlungs- und Beseitigungsanlagen. Dar- 
über hinaus erleichtert die Umwandlung von Sonderabfällen 
in Wirtschaftsgüter wegen der Ungenauigkeit des Sonderab- 
fallbegriffes den Export von gefährlichem Sondermüll in Län- 
der des ehemaligen Ostblocks und der Dritten Welt. 

Die Entwicklung der Abfallwirtschaft hin zu einer umweltver- 
träglichen Stoffwirtschaft ist voranzutreiben. Der Einsatz res- 
sourcenschonender, Schadstoff arm er Technologien ist neben 
der Entwicklung einer Kreislaufwirtschaft ein wichtiger Bau- 
stein zur Lösung der Abfallproblematik. 

Im Bereich der Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von 
Sonder abfällen müssen jetzt dringend Verbesserungen vor- 
genommen werden. 
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B. Die Bundesregierung wird auf gefordert, 

1. 1. klare Prioritäten zur Vermeidung von Sonderabfällen zu 
setzen und dafür 

a) quantitative Vermeidungsziele in Abhängigkeit von 
Art und Menge festzulegen; 

b) vom Sonderabfallproduzenten (Verursacher) Vermei- 
dungsstrategien einzufordern und verbindliche Um- 
setzungsfristen festzulegen; 

2. die Entwicklung von Verwertungstechnologien voranzu- 
treiben, wobei folgende Grundsätze zu beachten sind: 

a) eindeutige Prioritäten sind festzulegen, 1. die Auf- 
arbeitung zu gleichem Produkt, 2. Stoffgewinnung 
und 3. Rohstoffgewinnung; 

b) eine Aufkonzentration toxischer Stoffe darf nicht statt- 
finden; 

c) ökologische Standards für Verwertungsprodukte und 
Verwertungstechnologien sind festzulegen; 

3. die Behandlung und Konditionierung von Sonderabfäl- 
len vor der endgültigen Ablagerung in Abhängigkeit von 
der chemischen Beschaffenheit der Abfälle zu defi- 
nieren; 

4. darauf hinzu wirken, daß die Länder eine ausreichende 
Entsorgungsinfrastruktur aufbauen, wobei folgende 
Grundsätze zu berücksichtigen sind; 

a) transparente Entscheidungsfindung unter Offen- 
legung der Bedarfsanalysen, Vermeidungsziele, Ver- 
wertungsquoten sowie der Beteiligung der Öffentlich- 
keit; 

b) Behandlungs- und Beseitigungsanlagen müssen dem 
neuesten Stand der Technik entsprechen; eine Nach- 
rüstungspflicht ist vorzusehen; 

c) Eigenentsorger sind gleich zu behandeln; 

d) ein Anschluß- und Benutzungszwang wird begründet; 

5. die Vermischung von Sonderabfällen durch Umdeklara- 
tion zu Wirtschaftsgut zu unterbinden; 

6. den Export von Sonderabfällen außerhalb des EG-Rau- 
mes zu verbieten; 

7. umfassende Haftungspflichten der Erzeuger, Transpor- 
teure und Betreiber von Behandlungs- und Beseitigungs- 
anlagen für den Verbleib von Sonderabfällen zu be- 
gründen; 

8. die Nachweispflichten mittels Begleitscheinverfahren zu 
überprüfen und effektiver zu gestalten, um die Bedarfs- 
planung und Kontrolle von Vermeidungsstrategien so- 
wie der Beseitigung zu erleichtern; 

9. jährlich über die erreichten Vermeidungs- und Verwer- 
tungsquoten Bericht zu erstatten. 
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II. Zur Durchsetzung von Vermeidungsstrategien für Sonder- 
abfälle und zur Schadstoffminimierung sind folgende Maß- 
nahmen zu ergreifen: 

1. Marktwirtschaftliche Instrumente zur Internalisierung 
externer Kosten sind weiterzuentwickeln und einzuset- 
zen, insbesondere 

a) Abfallabgaben, 

b) Produkt- und/oder Rohstoffabgaben. 

2. Entsorgungskosten werden an der Vermeidbarkeit und 
Verwertbarkeit orientiert; 

Eigenentsorger werden über eine zu entwickelnde Ab- 
fallabgabe, orientiert an der Vermeidbarkeit und Ver- 
wertbarkeit, herangezogen. 

3. Die Technologieförderung ist zur beschleunigten Ent- 
wicklung abfallarmer, schadstoffarmer, energiesparen- 
der Technologien zu nutzen, 

4. Die Möglichkeit zu Stoff- und Produktverboten ist zu 
erweitern. 

5. Qualifizierungsprogramme für die öffentliche Hand sind 
zu erarbeiten und umzusetzen, um die Beratung und 
Kontrolle zu verbessern. 

IIL In den neuen Bundesländern ist die personelle und säch- 
liche Ausstattung der Abfallbehörden dem Standard in den 
alten Bundesländern so schnell wie möglich anzupassen. 

Bonn, den 3. Februar 1993 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 
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